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Anfrage 
der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen 
an die Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
betreffend „0% zukunftsorientiert": Minimalkompromisse bedrohen 
Modernisierung des Wirtschaftsstandorts Österreich! 
  
Versprechen und ausbleibende Umsetzung 
Große Reformankündigungen kommen bekanntlich gut an und so hört man schon 
seit langem von Bundesministerin Schramböck Versprechen, die umfassende 
Reformen des Wirtschaftsstandorts in Aussicht stellen. Neben vieler vager 
Versprechen im Regierungsprogramm verkündete die Wirtschaftsministerin bereits 
am 16.6.2020 ein Gründerpaket in Höhe von 450 Mio. Euro und eine 
„Deregulierungs-Offensive" (1). Mehr als ein halbes Jahr später gab es zwar keine 
Ergebnisse, dafür wurden umso größere Versprechen abgegeben. Das 
selbsternannte „Wiederaufbau-Trio“ versprach eine Vision für Österreich 2040, die 
„Österreich unter die zehn besten Wirtschaftsnationen weltweit“ bringen soll (2). Die 
Präsentation dieser unterschiedlichen Reformen war für Herbst 2021 bzw. Ende 
2021 angekündigt. Anfang Februar 2022 liegt noch nichts davon vor. 
Unternehmensgründung in Österreich: langes Warten mit vielen 
Zwischenschritten 
Gründungen und Online-Behördenwege sind in Österreich nach wie vor viel zu 
aufwändig. Neben der genannten Reformen im Gesellschaftsrecht sind digitale 
Behördenwege bekanntlich die „Vorzeigeprojekte" der Wirtschaftsministerin. Wie 
eine NEOS-Anfrage aufzeigt, erweist sich das Unternehmensserviceportal - immer 
wieder als One-Stop-Shop für Gründungen von BM Schramböck gepriesen - viel 
mehr als reine Linksammlung (3). Einmal angemeldet, müssen sich 
Unternehmer_innen durch unzählige Seiten durchklicken. Mindestens 28,5 Mio. Euro 
wurden bisher in die Plattform gesteckt und trotzdem kann sie offenbar kaum genutzt 
werden. Insgesamt gab es im Jahr 2020 etwa 38.857 Gründungen in Österreich (alle 
Rechtsformen) – davon sind nur 4 Prozent (1.566) über das USP erfolgt. Des 
Weiteren rühmt sich Schramböck damit, dass Gründer_innen für die Anmeldung nur 
einige Stunden benötigen. Da die Dauer der Abwicklung aber bis zu zehn Tage 
dauern kann, wird die Verantwortung auf andere Ressorts geschoben. Andererseits 
bestätigte auf NEOS-Anfrage bereits der damalige Finanzminister Blümel, dass es 
nur in 25 % der Fälle möglich ist, eine einfache Steuernummer innerhalb eines Tages 
zu erhalten (4). Gründer_innen brauchen in Österreich also nach wie vor viel Zeit und 
einen langen Atem. 
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Moderne Rahmenbedingungen bei Unternehmensgründungen: Ambitioniertes 
Gutachten des BMDW 
Zumindest hinsichtlich der Reformen beim Gesellschaftsrecht begann man im 
BMDW im Jahr 2020 motiviert und beauftragte ein Gutachten für ein 
Regelungskonzept zur Einführung einer zeitgemäßen, Gründer- und 
Investorfreundlichen Gesellschaftsform. Das präsentierte Gutachten für eine 
„Austrian Limited“ zeigt das Ausmaß an möglichen Reformen in diesem stark in 
Jahre gekommen Rechtsgebiet (5). Gefordert wird darin, den unnötige Formalismus 
durch eine neue Austrian Limited abzubauen. Statt zahlreicher Notariatsakte soll in 
vielen Fällen die einfache Schriftform reichen. Dies ist in anderen Ländern bereits 
möglich, würde die Verfahren beschleunigen und den Kostenfaktor entlasten. 
Insbesondere bei internationalen Beteiligungen erweist sich die Notariatsaktspflicht 
als besonders umständlich. Insgesamt werden darin zahlreiche Reformvorschläge 
dargelegt, wie Vereinfachungen bei Kapitalerhöhungen, Zulässigkeit der englischen 
Sprache (bei Gesellschaftsverträgen, Beschlussfassung und Rechnungslegung), 
Einführung moderner Mitarbeiterbeteiligungsformen (unterschiedliche Anteilsklassen 
samt entsprechender steuerlicher Begünstigungen) oder einem geringen Nennkapital 
in Höhe von 5.000 Euro. Die Autoren des Gutachtens unterstreichen die Wichtigkeit 
dieser Reformen für den Wirtschaftsstandort Österreich, das im internationalen 
Vergleich laut Rankings nur im Mittelfeld liegt (6). 
„0% zukunftsorientiert" - stockende Regierungsverhandlungen und die 
Aussicht auf einen Minimalkompromiss 
Das Gründerpaket wurde entgegen der Zusagen der Wirtschaftsministerin im Herbst 
2021 nicht präsentiert. Stattdessen ist immer mehr vom Begriff "Flexkap" die Rede, 
was bereits auf eine Verwässerung der ambitionierten Vorlage aus dem BMDW-
Gutachten hinweist. Das Justizministerium drehte dann Ende 2021 noch eine 
Konsultationsrunde mit Experten, aber ohne Einbindung des BMDW. Im 
Wirtschaftsausschuss am 1.12.2021 sah sich Bundesministerin Schramböck deshalb 
auch nicht mehr als zuständig und verwies auf laufende Arbeiten ihrer Kollegin, 
Bundesministerin Zadic. Ende Jänner 2022 gab es noch immer kein Gründerpaket 
und Schramböcks Startup-Beauftragte äußerte sich mit einer vernichtenden Kritik 
rund um laufende Reformprozesse zu Wort (7) - und das nur nach einem halben Jahr 
nach Beginn ihrer Zusammenarbeit mit dem BMDW (8). Die Strukturen und Systeme 
werden darin als antiquiert, festgefahren und unflexibel beschrieben. Kritisiert wird 
vor allen, dass vonseiten der Entscheidungsträger aus ideologischen Gründen auf 
Maximalpositionen bestanden wird und Entscheidungen dann auf den absoluten 
Minimal-Konsens reduziert werden. In eben diesem Stadium befindet sich der Ende 
Jänner 2022 übermittelte Entwurf des BMJ. Informierte Kreise sprechen von großen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ressorts (9) und nähren damit die 
Befürchtungen eines langsamen Minimalkompromiss rund um die neue 
Gesellschaftsform. 
Quellen: 

1. https://brutkasten.com/regierung-regierungsklausur-grunder-paket/ 
2. https://kurier.at/wirtschaft/wiederaufbau-trio-feilt-an-vision-2040/401168851 
3. https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/AB/AB_08276/index.shtml 
4. https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/AB/AB_07607/index.shtml 
5. https://www.bmdw.gv.at/dam/jcr:a9189a0b-c95e-40f4-9eaa-

690557c8e0fe/Gutachten%20Kapitalgesellschaftsform%20Austrian%20Limited.pdf 
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6. https://www.diepresse.com/6034327/neue-rechtsform-hilfreich-fuer-start-ups 
7. https://brutkasten.com/lisa-fassl-ueber-die-arbeit-als-startup-beauftragte-es-ist-

extrem-ernuechternd/ 
8. https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20210506_OTS0073/schramboeck-lisa-

marie-fassl-folgt-michael-altrichter-als-neue-startup-beauftragte-bild 
9. https://www.derstandard.at/story/2000132406178/streit-um-start-up-gruendung-ohne-

notar 

 
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

Anfrage: 
 

1. Festgefahrene, unflexible Strukturen:  
a. Inwiefern soll die Kritik der Startup-Beauftragten des BMDW in 

künftigen Reformprozessen berücksichtigt werden? 
b. Inwiefern soll die Kritik der Startup-Beauftragten des BMDW bei 

Änderungen der Strukturen innerhalb des BMDW berücksichtigt 
werden? 

c. Auf Basis welcher vertraglichen Vereinbarung ist die Startup-
Beauftragte des BMDW tätig? 

d. Wie lange ist die Kooperation mit der aktuellen Startup-Beauftragten 
des BMDW vertraglich vereinbart? 

e. Wird ein Wechsel der Startup-Beauftragten des BMDW vorbereitet? 
i. Wenn ja: Was sind die Hintergründe? 

f. Welche Kosten sind dem BMDW im Zusammenhang mit der 
Kooperation mit Startup-Beauftragten in den letzten zwei Jahren 
entstanden? 

2. Konsultationen: 
a. Welche Ressorts waren bei den Konsultationen rund um das 

Gründerpaket beteiligt? (Bitte um Angabe federführende sowie 
beteiligter Ressorts auf Abteilungsebene) 

b. Welche Stakeholder waren bei den Konsultationen rund um das 
Gründerpaket beteiligt? (Bitte um seperate Angabe aller 
Teilnehmer_innen) 

c. Welche Ressorts waren bei den Konsultationen rund um die neue 
Gesellschaftsform beteiligt? (Bitte um Angabe federführende sowie 
beteiligter Ressorts auf Abteilungsebene) 

d. Welche Stakeholder waren bei den Konsultationen rund um die neue 
Gesellschaftsform beteiligt? (Bitte um seperate Angabe aller 
Teilnehmer_innen) 
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e. Inwiefern war das BMDW an den Konsultationen des BMJ im 
Dezember 2021 beteiligt? (Bitte um Angabe aller beteiligten 
Organisationseinheiten) 

3. BMDW-Gutachten: 
a. Welche Empfehlungen des Gutachtens werden im Gründerpaket 

bzw. in der neuen Gesellschaftsform enthalten sein? Bitte 
begründen Sie die Auswahl. 

b. Welche Empfehlungen des Gutachtens werden im Gründerpaket 
bzw. in der neuen Gesellschaftsform nicht enthalten sein? Bitte 
begründen Sie die Auswahl. 

4. Notariatsakte: 
a. Welche Vereinfachungen hat das BMDW im Konsultationsprozess in 

diesem Bereich vorgeschlagen? 
b. Welche Änderungen soll die Reform in diesem Bereich bringen? 
c. Welche Notariatsaktspflichten werden durch die Reform ganz konkret 

gestrichen? 
5. Vereinfachungen Kapitalerhöhungen:  

a. Welche Vereinfachungen hat das BMDW im Konsultationsprozess in 
diesem Bereich vorgeschlagen? 

b. Welche Änderungen soll die Reform in diesem Bereich bringen? 
6. Zulässigkeit der englischen Sprache: 

a. Welche Vereinfachungen hat das BMDW im Konsultationsprozess in 
diesem Bereich vorgeschlagen? 

b. Welche Änderungen soll die Reform in diesem Bereich bringen? 
c. Wird durch die Reform die Einreichung von Gesellschaftsverträgen in 

englischer Sprache möglich sein? 
d. Werden durch die Reform Beschlussfassungen und Rechnungslegung 

in englischer Sprache möglich sein? 
7. Einführung moderner Mitarbeiterbeteiligungsformen 

a. Welche Vereinfachungen hat das BMDW im Konsultationsprozess in 
diesem Bereich vorgeschlagen? 

b. Welche Änderungen soll die Reform in diesem Bereich bringen? 
c. Welche unterschiedlichen Anteilsklassen sollen durch die Reform 

eingeführt werden? 
d. Welchen Abgabenverpflichtungen sollen die neuen Formen der 

Mitarbeiterbeteiligung unterliegen? 
8. Nennkapital 

a. Welche Vereinfachungen hat das BMDW im Konsultationsprozess in 
diesem Bereich vorgeschlagen? 

b. Welche Änderungen soll die Reform in diesem Bereich bringen? 
c. Wie hoch muss das Stammkapital der neuen Gesellschaftsform sein? 
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